
ters gem § 252 Abs 2 a StPO ist nur unter den oben dargestellten 
Voraussetzungen zulässig (Kirchbacher, WK-StPO § 252 Rz 122). 
Da diese zufolge Fehlens eines Einverständnisses des Angekl 
nicht erfüllt waren, verletzt der in Abwesenheit des Angekl er-
folgte Vortrag der genannten Schriftstücke § 252 Abs 2 a StPO. 

[ Verwertung im U ist unzulässig ] 
Diese sind demnach mangels Verlesens nach § 252 Abs 2 StPO und 
Vorliegens der Voraussetzungen für einen zusammenfassenden 
Vortrag nach § 252 Abs 2 a StPO nicht prozessordnungskonform 
in die Hauptverhandlung eingeführt worden, sodass sie gar nicht 
vorgekommen sind. Ihre Verwertung im U war somit nicht zulässig 
(§ 258 Abs 1 StPO; Lendl, WK-StPO § 258 Rz 5; Kirchbacher, WK- 
StPO § 252 Rz 128; Ratz, WK-StPO § 281 Rz 234, 460). 

[ Voraussetzungen für den Zuspruch an den 
Privatbeteiligten ] 
Nach der gem § 488 Abs 1 StPO auch im Verfahren vor dem LG 
als Einzelrichter geltenden Bestimmung des § 245 Abs 1 a StPO 
ist der Angekl über die gegen ihn erhobenen privatrechtlichen 
Ansprüchen zu vernehmen und zur Erklärung aufzufordern, 

ob und in welchem Umfang er diese anerkennt, widrigenfalls 
ein Zuspruch an den Privatbeteiligten nicht erfolgen darf, dieser 
also gem § 366 Abs 2 zweiter Satz (erster Halbsatz) StPO auf den 
Zivilrechtsweg zu verweisen ist (RIS-Justiz RS0101178, 
RS0101197; Kirchbacher/Sadoghi, WK-StPO § 245 Rz 23). Denn 
bei systematischer Betrachtung ergibt sich, dass die „Ergebnisse 
des Strafverfahrens“ nur dann „eine ausreichende Grundlage für 
eine [. . .] Beurteilung des geltend gemachten privatrechtlichen 
Anspruchs“ bieten (§ 366 Abs 2 zweiter Satz StPO), wenn – an-
ders als hier – § 245 Abs 1 a StPO entsprochen wurde. Dies zeigt 
auch der Wortlaut dieser (zwingend anzuwendenden) Bestim-
mung, der (auch) auf die Vernehmung des Angekl abstellt und 
somit – im Gegensatz etwa zu § 495 Abs 3 StPO oder § 180 Abs 2 
StVG (vgl zur Unterscheidung von Gewährung rechtlichen Ge-
hörs und Beweisaufnahme 12 Os 127/25 f [Rz 6]) – neben dem 
rechtlichen Gehör (vgl RIS-Justiz RS0101197 [T 3]) auch die 
Sachverhaltsklärung anspricht. Der ohne Beachtung des § 245 
Abs 1 a StPO ergangene Privatbeteiligtenzuspruch im U vom 
7. 3. 2025 verletzt daher das Gesetz in § 366 Abs 2 zweiter Satz 
(erster Halbsatz) StPO. 

[. . .] 

Hilfstätigkeit für einen Untersuchungsausschuss 

§ 302 Abs 1, § 310 Abs 1 StGB 
▶ Die Klassifizierung und die Vorlage der vom Untersu-

chungsausschuss angeforderten Akten und Unterlagen 
durch das dazu verpflichtete Organ (hier des Bundes) ste-
hen in keinem sachlichen Zusammenhang mit einem Ho-
heitsakt. Durch solche Tätigkeiten nimmt der Beamte ein 
Amtsgeschäft in Vollziehung der Gesetze nicht vor. 

▶ Dass eine Person, der gegenüber Geheimhaltung geboten 
ist, Kenntnis von einer geheimzuhaltenden Information 
erlangt hat, nimmt dieser noch nicht den Geheimnischa-
rakter. 

▶ Kraft seines Amtes anvertraut wird einem Beamten ein 
Geheimnis, das ihm durch seine amtliche Stellung zur 

Kenntnis gelangt, zugänglich wird es ihm, wenn er sich 
durch Ausnützung seiner amtlichen Stellung (rechtmäßig 
oder rechtswidrig) von diesem Kenntnis verschafft. 

Strafrecht 
OGH 9. 12. 2025, 14 Os 84/25 x (LGSt Wien 55 Hv 152/24 k) 
Amtsmissbrauch; Untersuchungsausschuss; Aktenvorlage; 
Klassifizierung; Hilfstätigkeit; Gesetzgebung; Hoheitsver-
waltung; Hoheitsakt; Verwaltungshandeln; Geheimnis; 
Geheimnischarakter; Geheimhaltung; offenbaren; anver-
trauen; zugänglich 
EvBl 2026/182 

Bearbeitet von THOMAS HASLWANTER 

Sachverhalt (auszugsweise) 

Mit dem angefochtenen U wurden J MA (ua) des Verbrechens 
des Missbrauchs der Amtsgewalt nach § 12 zweiter Fall, § 302 
Abs 1 und § 15 StGB (B./I./ und B./II./) und Mag. N des Verbre-
chens des Missbrauchs der Amtsgewalt nach § 302 Abs 1 StGB 
(A./I./ und A./II./) schuldig erkannt. 

Danach haben in W 
A./ Mag. N als Kabinettsmitarbeiterin des (ehemaligen) Bun-

desministers für Inneres, somit als Beamtin, mit dem Vorsatz, da-
durch den Staat an dessen in § 21 Abs 5 VO-UA verankerten 
Recht auf Sicherungsmaßnahmen gegen die verbotene Veröffent-
lichung der dem Untersuchungsausschuss vorgelegten Akten und 
Unterlagen und an dessen „Interesse“ an der „Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ruhe, Ordnung und nationalen Sicherheit (§ 4 
Abs 1 Z 1 und 2 InfOG)“ zu schädigen, ihre Befugnis, im Namen 
des Bundes als dessen Organ in Vollziehung der Gesetze Amtsge-
schäfte vorzunehmen, wissentlich missbraucht, indem sie unbe-
fugt elektronische Gleichschriften von Aktenteilen, die dem par-
lamentarischen Untersuchungsausschuss über die politische Ein-

flussnahme auf das Bundesamt für Verfassungsschutz und Terro-
rismusbekämpfung (BVT-Untersuchungsausschuss) übermittelt 
worden waren, ohne Parteikennung dem Ausschussmitglied J 
MA zur Verfügung stellte, um die (keine Parteikennung als Aus-
schussunterlagen aufweisenden) Schriftstücke in der Öffentlich-
keit für Medien und Journalisten verwenden zu können, und zwar 

I./ am 30. 10. 2018 den Bericht von Dr. F, damals offizieller 
Vertreter des BVT, zum Treffen des Berner Clubs in Helsinki 
mit der Klassifizierung „Vertraulich“ (Stufe 2 laut [§ 4 Abs 1 
Z 2] InfOG); 

II./ am 6. 11. 2018 einen E-Mail-Verkehr zwischen hochran-
gigen Beamten des BMI mit der Klassifizierung „Vertraulich“ 
(Stufe 2 laut [§ 4 Abs 1 Z 2] InfOG); 

B./ J MA mit dem Vorsatz, dadurch den Staat an dessen in 
§ 21 Abs 5 VO-UA verankerten Recht auf Sicherungsmaßnah-
men gegen die verbotene Veröffentlichung der dem Untersu-
chungsausschuss vorgelegten Akten und Unterlagen und an des-
sen „Interesse“ an der „Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Ordnung und nationalen Sicherheit (§ 4 Abs 1 Z 1 und 2 
InfOG)“ zu schädigen, 
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I./ Mag. N zur Ausführung der zu A./I./ genannten strafbaren 
Handlung wissentlich bestimmt, indem er sie am 30. 10. 2018 
aufforderte, sie solle eine „österreichische Teilnehmerliste inkl 
Bericht Berner Klub Helsinki [. . .] organisieren“, und darauf hin-
wies, dass es einen „Bericht von F über Helsinki“ gebe und „S“ 
wissen wolle, wer aus Österreich offiziell dort gewesen sei; 

II./ Mag. N wissentlich zu bestimmen versucht, am 9. 5. 2019 
als Kabinettsmitarbeiterin des (ehemaligen) Bundesministers für 
Inneres, somit als Beamtin, mit dem Vorsatz, dadurch den Staat 
an seinem in § 21 Abs 5 VO-UA verankerten Recht auf Siche-
rungsmaßnahmen gegen die verbotene Veröffentlichung der 
dem Untersuchungsausschuss vorgelegten Akten und Unterlagen 
zu schädigen, ihre Befugnis, im Namen des Bundes als dessen 
Organ in Vollziehung der Gesetze Amtsgeschäfte vorzunehmen, 
(wissentlich) zu missbrauchen, indem sie unbefugt eine elektro-
nische Gleichschrift der Zeugenvernehmung des Sc vom 
4. 10. 2018 vor der WKStA mit der Klassifizierung „Einge-
schränkt“ (Stufe 1 laut [§ 4 Abs 1 Z 1] InfOG), die dem BVT- 
Untersuchungsausschuss übermittelt worden war, ohne Partei-
kennung dem Ausschussmitglied J MA zur Verfügung stellte, 
um das (keine Parteikennung als Ausschussunterlage aufweisen-
de) Schriftstück in der Öffentlichkeit für Medien und Journalis-
ten verwenden zu können, indem er bei der Genannten am 
9. 5. 2019 anfragte: „Bitte liebe , die Sc Geschichte aus der heu-
tigen Krone – ich bräuchte wenn irgendwie möglich den Akt 
ohne [. . .] Kennung . . . ich weiß . . . aber wäre ganz Spitze, wenn 
das ginge.“ 

Hingegen wurde (ua) der Angekl O (ua) von der wider ihn 
erhobenen Anklage gem § 259 Z 3 StPO freigesprochen, er hätte 
in W und andernorts 

2./II./ am 3. 9. 2018 als ehemaliger Polizeibeamter des BVT 
ein ihm ausschließlich kraft seines Amtes anvertrautes oder zu-
gänglich gewordenes Geheimnis offenbart, dessen Offenbarung 
geeignet gewesen sei, ein öffentliches Interesse, und zwar jenes 
der Republik Österreich an einer vertrauensvollen Zusammen-
arbeit und einem nachrichtendienstlichen Informationsaus-
tausch mit ausländischen Sicherheitsbehörden und daraus fol-
gend an der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit, und 
ein berechtigtes privates Interesse, nämlich jenes der genannten 
BVT-Mitarbeiter und des Vertreters eines ausländischen Nach-
richtendienstes an der Geheimhaltung ihrer personenbezogenen 
Daten nach § 1 Abs 1 DSG, zu verletzen, indem er J MA zwei am 
15. 7. 2016 angefertigte Fotos übermittelt habe, auf dem ersten 
Foto Mag. Dr. Pi, damaliger Referatsleiter des BVT, und ein Ver-
treter eines ausländischen Nachrichtendienstes, sowie auf dem 
zweiten Foto „Insp“ (damals Polizeibeamter des BVT), Mag. 
Dr. Pi und ein Vertreter eines ausländischen Nachrichtendienstes 
in Lederhosen bei einem Treffen in W zu sehen seien, und er die 
Fotos mit den Worten „PI und SCH mit dem Vertreter des 
Dienstes“ kommentiert habe. 

_ Der FachSen für Verletzungen der Amtspflicht und 
Korruption stellt klar, dass Tätigkeiten von Beamten 
in Befolgung von Ersuchen eines Untersuchungsaus-
schusses nicht als Vornahme eines Amtsgeschäfts in 
Vollziehung der Gesetze zu qualifizieren sind, und 
trifft grundlegende Aussagen zum Geheimnischarak-
ter von Tatsachen. 

Der OGH hat (ua) in tw Stattgebung der NB des Angekl J MA 
und der StA sowie in Stattgebung der NB der Angekl Mag. N das 

angefochtene, im Übrigen unberührt bleibende U in den Schuld-
sprüchen des Angekl J MA zu B./I./ und B./II./ sowie der Angekl 
Mag. N zu A./I./ und A./II./, demzufolge auch in den sie betref-
fenden Strafaussprüchen, weiters im Freispruch des Angekl O zu 
2./II./ aufgehoben und die Sache in diesem Umfang zu neuer 
Verhandlung und Entscheidung an den ER des LGSt Wien ver-
wiesen. 

Aus den Entscheidungsgründen 

[ Zum § 302 Abs 1 StGB unterstellten Urteilssachverhalt ] 
[Die Angekl Mag. N war] als Mitarbeiterin (Beamtin) des Kabi-
netts des (damaligen) Innenministers „die Kontaktperson des 
Kabinetts [. . .] in Angelegenheiten des BVT-Untersuchungsaus-
schusses“ für die zentrale Koordinierungsstelle, welche wiederum 
die direkte Korrespondenz mit der Parlamentsdirektion durch-
führte, die Auskunfts- und Aktenübermittlungsverlangen des 
Untersuchungsausschusses an die einzelnen Sektionen im BMI 
verteilte, Begleitschreiben zu den Aktenlieferungen erstellte 
und den Transport derselben an die Parlamentsdirektion organi-
sierte. „Die Aufbereitung der angeforderten Akten und Unterla-
gen, insb die erforderliche Klassifizierung und die ordnungsge-
mäße vollständige Erledigung der Ersuchen lag wiederum im 
Verantwortungsbereich der jeweiligen aktenführenden Sektio-
nen.“ Über die erfolgten Aktenlieferungen erstattete die Koordi-
nierungsstelle regelmäßig Bericht an die Angekl Mag. N. Letztere 
hatte auch die Aufgabe, jene vom BVT-Untersuchungsausschuss 
angeforderten Schriftstücke und Akten, die vom Kabinett des 
BMI geführt worden waren, kabinettsintern beizuschaffen, in-
dem sie allen Kabinettsmitarbeitern den Untersuchungsgegen-
stand, den Beweisbeschluss des Untersuchungsausschusses und 
das Informationsblatt „Technische Anforderungen“ der Parla-
mentsdirektion übermittelte und diese ersuchte, „ihr die relevan-
ten Dokumente zu übermitteln und die Klassifizierungsstufe vor-
zuschlagen“. Anschließend „bereitete sie die angeforderten Akten 
und Unterlagen im Einklang mit dem Informationsblatt der Par-
lamentsdirektion und im Sinne des InfOG auf“, traf „besondere 
Vorkehrungen“ zur Behandlung klassifizierter Akten (nur Pa-
pierform zum besonderen Schutz vor verbotener Veröffentli-
chung), und übermittelte diese dann vollständig der Koordinie-
rungsstelle in der jeweils von der Parlamentsdirektion vorgege-
benen Form (digital oder Papier, je nach Klassifizierungsstufe). 
Die Angekl Mag. N veranlasste die Übergabe der im Schuld-
spruch zu A./I./ und II./ genannten, die inkriminierten Unterla-
gen beinhaltenden Aktenlieferungen in Papier an die Koordinie-
rungsstelle zur Weiterleitung an die Parlamentsdirektion jeweils 
in einer zugeklebten Schachtel. Außerdem fertigte sie Kopien 
dieser von ihr aufbereiteten und weitergeleiteten Unterlagen 
an, die sie in ihrem Büro aufbewahrte, um sie für die Vorberei-
tung geladener Auskunftspersonen auf ihre Befragung zur Ver-
fügung zu haben. 

Die Angekl Mag. N übermittelte am 30. 10. 2018 – über Be-
stimmung des Angekl J MA – den im Schuldspruch zu A./I./ 
bezeichneten Bericht „in elektronischer Form (ohne Parteiken-
nung) an die E-Mail-Adresse“ des Angekl J MA, am 6. 11. 2018 
wiederum den im Schuldspruch zu A./II./ genannten E-Mail- 
Verkehr „ohne Parteikennung elektronisch als Anhang via 
Whatsapp“ an den Genannten, um die Schriftstücke jeweils in 
der Öffentlichkeit für Medien und Journalisten verwenden zu 
können. Der im Schuldspruch zu A./I./ genannte Bericht lag 
dem ORF spätestens am 31. 10. 2018 „als Dokument zu Gänze“ 
vor, zur im Schuldspruch zu A./II./ genannten E-Mail-Korres-
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pondenz schrieb die Angekl Mag. N an den Angekl J MA, dass er 
„das Papierl dem Schm geben“ könne, wobei sie den Journalisten 
Schm meinte. 

Darüber hinaus bestimmte der Angekl J MA die Angekl Mag. 
N am 9. 5. 2019 dazu, ihm unbefugt eine elektronische Gleich-
schrift des im Schuldspruch zu B./II./ angeführten Verneh-
mungsprotokolls, welches Teil der im Schuldspruch genannten 
Aktenlieferung an den Untersuchungsausschuss mit der Klassifi-
zierung „Eingeschränkt“ war, ohne Parteikennung zur Verfü-
gung zu stellen, um dieses Schriftstück „in der Öffentlichkeit 
für Medien und Journalisten“ verwenden zu können. Der Angekl 
J MA hatte das gegenständliche Vernehmungsprotokoll bereits 
zuvor in Form einer mit der Parteikennung [. . .] für [. . .] versehe-
nen Version dem Journalisten Schm übermittelt und begründete 
sein Ersuchen gegenüber Mag. N damit, dass der Journalist die 
übermittelte Version „leider ned faksimilieren“ könne. 

[ Tätigkeit in Vollziehung der Gesetze ] 
Amtsgeschäfte iSd § 302 StGB sind alle Verrichtungen (ohne 
Rücksicht auf den damit verbundenen intellektuellen Einsatz, 
insb auch Verrichtungen rein tatsächlicher Art ohne Befehls- 
oder Zwangsgewalt), die bei Erfüllung der Vollziehungsaufgaben 
eines in dieser Bestimmung genannten Rechtsträgers von Rele-
vanz sind (vgl RIS-Justiz RS0095963; Nordmeyer in WK2 StGB 
§ 302 Rz 112 ff). 

Die Einordnung von Verwaltungshandeln als Akt der Ho-
heitsverwaltung wiederum erfolgt primär danach, ob der Staat 
(das für ihn handelnde Organ) zur Erreichung seiner Ziele die 
ihm aufgrund seiner spezifischen Macht gegebene einseitige 
Anordnungsbefugnis gebraucht, demnach als Träger dieser be-
sonderen Befehls- und Zwangsgewalt (imperium) auftritt. Ho-
heitliches Verwaltungshandeln kommt zwar insb im Einsatz be-
stimmter Rechtsformen (Verordnung, Bescheid, Akt unmittelba-
rer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt) zum 
Ausdruck, aber auch Verwaltungshandeln, das selbst nicht nor-
mativer Art ist, sondern entweder in tatsächlichen Verrichtungen 
(„Realakten“) oder auch Privaten zur Verfügung stehenden (also 
nicht typisch hoheitlichen) Rechtsformen in Erscheinung tritt, ist 
hoheitlicher Natur (schlichte Hoheitsverwaltung), wenn es im 
Zusammenhang mit Hoheitsakten steht, diese also vorbereitet, 
begleitet oder umsetzt (RIS-Justiz RS0130809; Nordmeyer in 
WK2 StGB § 302 Rz 62). 

[ Zuordnung von Untersuchungsausschüssen des NR zur 
Gesetzgebung ] 
Das parlamentarische Untersuchungsrecht ist ein Instrument po-
litischer Kontrolle. Die Tätigkeit eines parlamentarischen Unter-
suchungsausschusses ist nicht der Staatsfunktion Vollziehung, 
sondern der Gesetzgebung zuzuordnen und mündet nicht in ei-
nen Hoheitsakt (Art 24 B-VG; vgl Konrath/Posnik in Kahl/Khak-
zadeh/Schmid, Kommentar zum Bundesverfassungsrecht B-VG 
und Grundrechte Art 53 B-VG Rz 4 und 23; s auch [zum Rech-
nungshof und zur Volksanwaltschaft] Nordmeyer in WK2 StGB 
§ 302 Rz 104). 

[ Hilfstätigkeiten für Untersuchungsausschüsse des NR ] 
Die in Art 53 Abs 3 erster Satz 1 B-VG (und § 27 Abs 1 VO-UA) 
normierte Verpflichtung der Organe (unter anderem des Bun-
des), einem Untersuchungsausschuss auf Verlangen im Umfang 
des Gegenstandes der Untersuchung Akten und Unterlagen vor-
zulegen und dem Ersuchen eines Untersuchungsausschusses um 
Beweiserhebungen im Zusammenhang mit dem Gegenstand der 

Untersuchung Folge zu leisten, beruht auf dem Gedanken, dass 
es dem Untersuchungsausschuss ohne Kenntnis der Akten nicht 
möglich ist, den Untersuchungsauftrag zu erfüllen (Grabenwar-
ter/Frank, B-VG2 Art 53 B-VG Rz 6). Die Klassifizierung und 
Vorlage der vom Untersuchungsausschuss angeforderten Akten 
und Unterlagen durch die hierzu verpflichteten Organe dient so-
mit (ausschließlich) der Erfüllung des Untersuchungsauftrags. 
Demnach handelt es sich bei der Vorlage von Akten und Unter-
lagen an den Untersuchungsausschuss – ebenso wie bei der die-
ser vorangehenden internen Entscheidung über die Klassifizie-
rung derselben und den Umfang der Vorlage – um eine (fakti-
sche) Hilfstätigkeit für den Untersuchungsausschuss und damit – 
die Vorbereitung eines Hoheitsaktes des ersuchenden Organs 
durch das zur Vorlage verpflichtete Organ (vgl dazu Nordmeyer 
in WK2 StGB § 302 Rz 76, 79; vgl auch RIS-Justiz RS0130017) 
steht wie oben dargelegt aufgrund der Zuordnung des Untersu-
chungsausschusses zur Staatsfunktion Gesetzgebung nicht in Re-
de – nicht um einen Akt der Hoheitsverwaltung. 

(Schon) Die Tätigkeit der Angekl Mag. N im Rahmen der 
Übermittlung von Akten des BMI an den Untersuchungsaus-
schuss stand somit in keinem sachlichen Zusammenhang mit 
einem Hoheitsakt und ist demnach nicht als „Vornahme eines 
Amtsgeschäftes in Vollziehung der Gesetze“ zu qualifizieren. Sol-
cherart scheidet auch eine strafbare Bestimmungstäterschaft 
(hier: des Angekl J MA) zum unrechtsbezogenen Sonderdelikt 
(§ 14 Abs 1 zweiter Satz StPO) des Missbrauchs der Amtsgewalt 
nach § 12 zweiter Fall, § 302 Abs 1 StGB aus. 

[ Urteilsaufhebung ] 
Der von den NB der Angekl J MA und Mag. N aufgezeigte 
Rechtsfehler erfordert die Aufhebung des U in den Schuldsprü-
chen des Angekl J MA zu B./I./ und B./II./ sowie der Angekl Mag. 
N zu A./I./ und A./II./, demzufolge auch in den sie betreffenden 
Strafaussprüchen, samt Rückverweisung der Sache – weil beim 
verbleibenden Anklagevorwurf nach richtiger Rechtsansicht (wie 
im Folgenden aufgezeigt wird) nur mehr eine in die Zuständig-
keit des ER fallende Straftat in Betracht kommt – an den ER des 
LGSt Wien zu neuer Verhandlung und Entscheidung (§ 288 
Abs 2 Z 3 zweiter Satz StPO; RIS-Justiz RS0100271). 

[ Strafbarkeit nach § 310 StGB? ] 
Im weiteren Verfahren wird Strafbarkeit nach § 310 StGB (hin-
sichtlich der Angekl Mag. N als unmittelbare Täterin und hin-
sichtlich des Angekl J MA als Bestimmungstäter) – unter Beach-
tung des nach § 61 StGB vorzunehmenden Günstigkeitsver-
gleichs (vgl BGBl I 2025/50) – zu prüfen sein, erfolgte doch die 
[. . .] Übermittlung der inkriminierten Aktenteile ohne Parteiken-
nung nach den Feststellungen von beiden Angekl beabsichtigt 
zur „Verwendung in der Öffentlichkeit für Medien und Journa-
listen“. 

Offenbaren iSd § 310 StGB ist anzunehmen, wenn der Beamte 
eine Situation schafft, in der zumindest eine andere Person, der 
gegenüber Geheimhaltung geboten ist, Zugang (etwa auch indi-
rekt) zu einer tatbildlichen Tatsache hat (vgl Nordmeyer in WK2 

StGB § 310 Rz 27; RIS-Justiz RS0096260; 14 Os 26/24 s [Rz 27]). 

[ Zum Tatobjekt des § 310 StGB im Speziellen ] 
Während zu den Schuldspruchfakten A./I./ und II./ sowie B./I./ 
nach den bisherigen Feststellungen jeweils die – durch den 
Angekl J MA gleichsam als „Boten“ erfolgte – Offenbarung ge-
heimhaltungspflichtiger Tatsachen (bereits) gegenüber Journalis-
ten in Betracht kommt, wäre zum Schuldspruchfaktum B./II./ zu 
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prüfen, ob vom Tatplan des Angekl J MA die Öffentlichkeit als 
Adressatin solcher Tatsachen umfasst war. Dass ein Journalist 
bereits Kenntnis von geheimzuhaltenden Informationen erlangt 
hat, nimmt diesen – wie oben dargestellt – noch nicht den Ge-
heimnischarakter und schließt eine Offenbarung derselben ge-
genüber weiteren Personen und der Öffentlichkeit (auch im We-
ge einer bereits informierten Person als „Überbringer“) nicht aus. 
Voraussetzung für die Strafbarkeit dieser Konstellation wäre (un-
ter anderem) der Vorsatz (hier:) des Bestimmenden, dass der Ge-
heimnischarakter der im Dokument enthaltenen Information 
durch die zuvor erfolgte Kenntnis des Journalisten von derselben 
nicht verloren gegangen ist und eine Offenbarung in Form der 
Veröffentlichung nur durch die Übermittlung der tatgegenständ-
lichen Dokumente ohne Parteikennung ermöglicht wird (vgl 
Nordmeyer in WK2 StGB § 310 Rz 22 ff). 

[ Berechtigte NB der StA ] 
Nach den Konstatierungen übermittelte (der seit 20. 6. 2018 dem 
Zentrum für internationale Angelegenheiten der SIAK, BMI I/9 
zur Dienstleistung zugeteilte Polizeibeamte) O am 3. 9. 2018 
dem Angekl J MA zwei am 15. 7. 2016 angefertigte Fotos, auf 
denen einerseits Mag. Dr. Pi, damaliger Referatsleiter des BVT 
und ein Vertreter eines ausländischen Nachrichtendienstes sowie 
andererseits Mag. Dr. Pi, „Insp. “, damals Polizeibeamter des 
BVT, und ein Vertreter eines ausländischen Nachrichtendienstes 
in Lederhosen bei einem Treffen in Wien zu sehen sind, mit dem 
Begleittext: „PI und SCH mit dem Vertreter des Dienstes“. Es 
könne nicht festgestellt werden, dass dem Angekl O diese Fotos 
ausschließlich kraft seines Amtes anvertraut oder zugänglich ge-
macht wurden. 

[ § 310 StGB erfordert Berücksichtigung des zu einem 
Foto gemachten Begleittextes ] 
Zu Recht kritisiert die Rechtsrüge (Z 9 lit a), dass das ErstG le-
diglich eine Negativfeststellung zur Herkunft der Fotos getroffen 
und dabei den (von der Anklage angesprochenen, auch in der 
Aufklärung über die Identität der abgebildeten Person bestehen-
den) „gesamten Informationsgehalt“ unberücksichtigt gelassen 
hat. 

Wie bereits oben ausgeführt erfasst der in § 310 StGB enthal-
tene Begriff Geheimnis alle Informationen, die nur einem be-
grenzten Personenkreis bekannt sind und auch nicht über einen 
begrenzten Personenkreis hinaus bekannt werden sollen und de-
ren Geheimhaltung überdies im öffentlichen oder berechtigten 
privaten Interesse erforderlich ist (Nordmeyer in WK2 StGB 
§ 310 Rz 12 ff, 18; vgl auch RIS-Justiz RS0054107). Kraft seines 
Amtes anvertraut wird einem Beamten ein Geheimnis, das ihm 
durch seine amtliche Stellung zur Kenntnis gelangt, zugänglich 
wird es ihm, wenn er sich durch Ausnützung seiner amtlichen 
Stellung (rechtmäßig oder rechtswidrig) von diesem Kenntnis 
verschafft (Nordmeyer in WK2 StGB § 310 Rz 22 f mwN). 

Die oben wiedergegebene Negativfeststellung steht der An-
nahme, O habe die das Foto ergänzende Information über die 
Identität der abgebildeten Personen idS ausschließlich kraft sei-
ner amtlichen Stellung erhalten, demgemäß einem Schuldspruch 
wegen Verletzung eines – in diesem Umfang tatbildlichen – 
Amtsgeheimnisses nicht entgegen. 

Prozessordnungskonform (RIS-Justiz RS0127315) zeigt die 
Rechtsrüge unter Bezugnahme auf Auszüge des Chatverlaufs so-
wie auf Angaben der Zeugen Mag. Dr. M, MA, Mag. G, Sch, Mag. 
Dr. Pi und des Angekl J MA Verfahrensergebnisse auf, die – auch 
die Bejahung der Rechtsfrage der Eignung, das öffentliche Inte-

resse an der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
das berechtigte private Interesse der auf den Fotos abgebildeten 
Personen an der Geheimhaltung der sie betreffenden personen-
bezogenen Daten nach § 1 Abs 1 DSG zu verletzen, tragende – 
Feststellungen indizieren, wonach die zu den beiden Fotos gege-
bene Erläuterung über die Identität der abgebildeten Personen 
vom Angekl O stammt, ihm diese (geheimen) Informationen 
ausschließlich kraft seines Amtes zugänglich wurden, dem Emp-
fänger J MA zum Tatzeitpunkt nicht bekannt waren und diese 
sowie die die Verletzungseignung (in tatsächlicher Hinsicht) be-
gründenden Umstände (RIS-Justiz RS0133924) – unter Berück-
sichtigung des von der RMWerberin ins Treffen geführten „äu-
ßeren (Tat-)Verhalten(s)“ und der beruflichen Stellung des 
Angekl O – auch vom zumindest bedingten Vorsatz des Genann-
ten umfasst waren. 

Es war demnach das angefochtene U im Freispruch des 
Angekl O im aus dem Spruch ersichtlichen Umfang aufzuheben 
und die Sache insoweit an den ER des LGSt Wien zu neuer Ver-
handlung und Entscheidung zu verweisen (§ 288 Abs 2 Z 3 zwei-
ter Satz StPO; zur Zuständigkeit des ER vgl RIS-Justiz RS0100271 
[T 8, T 9]). Dieser wird beim anzustellenden Günstigkeitsver-
gleich die in Bezug auf § 310 StGB durch BGBl I 2025/50 geän-
derte Rechtslage zu beachten haben. 

[. . .] 

Anmerkung 

Dr. ROBERT KERT ist Universitätsprofessor für Strafrecht und Strafpro-
zessrecht am Institut für Österreichisches und Europäisches Wirtschafts-
strafrecht der WU Wien. 

In der vorstehenden Entscheidung befasst sich der OGH mit der 
Strafbarkeit der missbräuchlichen Klassifizierung und Vorlage 
von Akten und Unterlagen an den parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss ohne Parteikennung, damit die (keine Partei-
kennung als Ausschussunterlagen aufweisenden) Schriftstücke 
in der Öffentlichkeit für Medien und Journalisten verwendet 
werden können. Das erstinstanzliche Gericht hatte die Angeklag-
te wegen Missbrauchs der Amtsgewalt (§ 302 StGB) verurteilt. 
Der 14. Sen sah darin einen Rechtsfehler und hob das Urteil auf. 

Auf den ersten Blick erscheint die Einordnung durch das 
ErstG nachvollziehbar, da die Täterin als Beamtin (§ 74 Abs 1 
Z 4 StGB) in einer Verwaltungsbehörde tätig ist und im Über-
mitteln von Unterlagen eine Verwaltungstätigkeit gesehen wer-
den kann. 

Eine Strafbarkeit nach § 302 StGB setzt allerdings voraus, dass 
Amtsgeschäfte „in Vollziehung der Gesetze“ vorgenommen wer-
den. Daraus folgt, dass ausschließlich Amtshandlungen im Rah-
men der Hoheitsverwaltung oder der Gerichtsbarkeit tatbe-
standsmäßig sein können (Nordmeyer in WK2 StGB § 302 
Rz 54; Marek/Jerabek, Korruption, Amtsmissbrauch und Un-
treue18 § 302 Rz 25). Nicht zwingend müssen die Amtshandlun-
gen selbst Hoheitsakte sein. Auch Amtshandlungen oder tatsäch-
liche Verrichtungen, die selbst zwar keinen Hoheitsakt darstellen, 
aber im Zusammenhang mit einem solchen stehen, indem sie 
einen solchen vorbereiten, begleiten oder umsetzen, fallen in 
den Anwendungsbereich des § 302 StGB (sog schlichte Hoheits-
verwaltung; vgl RIS-Justiz RS0130809). Keine Amtsgeschäfte „in 
Vollziehung der Gesetze“ sind hingegen Tätigkeiten im Rahmen 
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der Gesetzgebung, denn durch sie werden Gesetze geschaffen, 
nicht geltende Gesetze vollzogen. Sie sind folglich nicht von 
§ 302 StGB erfasst. Der OGH betont daher in der vorliegenden 
Entscheidung konsequenterweise für die Anwendung des § 302 
StGB die Bedeutung der Frage, im Rahmen welcher Staatsfunk-
tion eine Tätigkeit ausgeübt wird, wobei zwischen der Staats-
funktion Vollziehung der Gesetze oder der Staatsfunktion Ge-
setzgebung zu unterscheiden ist. Für die Beurteilung dieser Frage 
ist nicht die organisatorische Eingliederung des Beamten in den 
Verwaltungsapparat, sondern die funktionelle Zuordnung der 
konkreten Tätigkeit zur jeweiligen Staatsfunktion relevant (Nord-
meyer in WK2 StGB § 302 Rz 103). 

Tätigkeiten von Beamten, die Ersuchen eines Untersuchungs-
ausschusses um Übermittlung von Unterlagen nachkommen, 
würden somit nur dann unter § 302 StGB fallen, wenn sie „in 
Vollziehung der Gesetze“ und somit im Bereich der Hoheitsver-
waltung erfolgten. Voraussetzung dafür wäre, dass entweder die 
Übermittlung der Akten und Unterlagen oder deren Klassifizie-
rung selbst ein Hoheitsakt ist oder sie aber eine Handlung dar-
stellt, die einen Hoheitsakt vorbereitet und damit als schlichte 
Hoheitsverwaltung anzusehen ist. 

Die Übermittlung der Unterlagen an den parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss selbst stellt keinen Hoheitsakt in Voll-
ziehung der Gesetze dar. Zwar war die Angeklagte organisato-
risch in den Verwaltungsapparat des BMI eingegliedert, aber 
bei der gegenständlichen konkreten Tätigkeit handelt es sich 
nicht um einen Akt der Hoheitsverwaltung, sondern um eine 
Unterstützung der Tätigkeit des parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses. Die Tätigkeit eines parlamentarischen Un-
tersuchungsausschusses ist weder ein Akt der Gerichtsbarkeit 
noch der (schlichten) Hoheitsverwaltung. Vielmehr ist das Un-
tersuchungsrecht des Parlaments – ähnlich wie die Kontrolltätig-
keit von Rechnungshof und Volksanwaltschaft (vgl Nordmeyer in 
WK2 StGB § 302 Rz 104) – der Staatsfunktion Gesetzgebung zu-
zuordnen (Konrath/Posnik in Kahl/Khakzadeh/Schmid [Hrsg], 

Kommentar zum Bundesverfassungsrecht B-VG und Grund-
rechte, Art 53 B-VG Rz 4 und 23). Der Untersuchungsausschuss 
führt zu einer Berichterstattung an den Nationalrat, wo der Be-
richt behandelt wird. Die Tätigkeit des Untersuchungsausschus-
ses erfolgt also nicht „in Vollziehung der Gesetze“ iSd § 302 
StGB. Die Vorlage von Akten und Unterlagen an den Untersu-
chungsausschuss stellt somit eine Unterstützungshandlung im 
Rahmen der Staatsfunktion Gesetzgebung dar. Richtigerweise 
kommt der OGH daher in der gegenständlichen Entscheidung 
zu dem Ergebnis, dass eine missbräuchliche Vorlage oder Klassi-
fizierung der vom Untersuchungsausschuss angeforderten Un-
terlagen nicht in den Anwendungsbereich des § 302 StGB fällt. 

Allerdings hält der OGH im Hinblick darauf, dass Aktenteile 
ohne Parteikennung an ein Ausschussmitglied beabsichtigt zur 
„Verwendung in der Öffentlichkeit für Medien und Journalisten“ 
übermittelt wurden, eine Strafbarkeit nach § 310 StGB für mög-
lich, weshalb er die diesbezüglichen Freisprüche aufhob und die 
Sache an die erste Instanz zurückverwies. Eine Strafbarkeit wür-
de (nach nunmehr geltender Rechtslage) voraussetzen, dass ein 
Beamter eine ihm ausschließlich kraft seines Amtes anvertraute 
oder zugänglich gewordene Tatsache trotz gesetzlicher Geheim-
haltungsverpflichtung offenbart und dadurch ein öffentliches 
oder ein überwiegendes berechtigtes Interesse iSd § 6 IFG ge-
fährdet. Der OGH stellt im Hinblick auf den gegenständlichen 
Sachverhalt fest, dass der Geheimnischarakter einer Information 
noch nicht allein durch den Umstand verloren geht, dass ein 
Journalist bereits Kenntnis von den geheimzuhaltenden Informa-
tionen erlangt hat. So ist eine Offenbarung dieser Informationen 
gegenüber weiteren Personen oder der Öffentlichkeit möglich 
und kann zu einer Strafbarkeit nach § 310 StGB führen. Voraus-
setzung dafür ist, dass der Täter weiterhin vorsätzlich hinsicht-
lich des Geheimnischarakters der Information handelt. Da im 
vorliegenden Fall seit dem Zeitpunkt der Tatbegehung § 310 
StGB (nunmehr: Verletzung einer Pflicht zur Geheimhaltung) 
geändert wurde, ist ein Günstigkeitsvergleich vorzunehmen. 

 Ein Onlineshop vom Fach.
Entdecken Sie den MANZ-Webshop mit der größten Auswahl an 
Fachliteratur und Fachtagungen zu Recht, Steuer, Wirtschaft.

shop.manz.at

624 10 | 2026 

ÖJZ Rechtsprechung 


